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4. Umsichtige Personalentwicklung und Personal-
planung sind ein MUSS für moderne Verwaltung.
Unsere Forderung:
• Vorlage eines Konzepts für das gesamte Landespersonal, 
das auch Neueinstellungen berücksichtigt und der Über-
alterung entgegenwirkt
5. Regionen gezielt stärken
Unsere Forderung:
• Abstimmen eines Standortkonzepts für Landesbehör-
den mit dem derzeit in Bearbeitung befindlichen Landes-
entwicklungsplan 2012 und ggf. Änderung der Standort- 
entscheidung
• ortsnahe Verwaltungsdienstleistungen
6. Behördenstandorte können nicht ohne nachvoll-
ziehbare und vollständige Kostenprognosen fest-
gelegt werden.
Unsere Forderung:
• Berechnung der vollständigen Kosten der neuen Stand-
orte und Kosten-Nutzen-Rechnung einzelner Standorte 
und ggf. Änderung der Standortentscheidung
7. Eine Kosten-Leistungs-Rechnung muss Grundlage 
einer staatlichen Immobilienverwaltung sein.
Unsere Forderung:
• Transparente Kosten: Einführung des unternehme-





Teure Umzüge = 
Staatsmodernisierung?
Wie weiter?
Das 2012 von CDU und FDP beschlossene Standorte- 
gesetz wird erst in den kommenden acht Jahren bis 2020 
umgesetzt. Die Kosten für Umzug und Umbau der Behör-
den werden deshalb erst in den nächsten Jahren in den 
Haushaltsplänen auftauchen. Die GRÜNE-Fraktion wird die 
anfallenden Kosten hinterfragen und gegebenenfalls Ge-
setzesänderungen zur Abkehr von den Standortentschei-
dungen einbringen. Außerdem haben wir Vorschläge für 
ein Personalkonzept eingebracht.
Was können Sie tun? 
Sachsen braucht keine kostentreibenden Verwaltungs-
umzüge ohne Sinn. Informieren Sie sich und machen Sie 
Ihre Anliegen aus Bürgersicht öffentlich. Reden Sie mit 
Ihren Wahlkreisabgeordneten und legen Sie Ihren Stand-
punkt dar. Schreiben Sie uns Ihre Meinung zum Standort-
konzept und wie sie die Bürgernähe sächsischer Behörden 
erleben. Wir möchten Sie in die Entscheidungsfindung für 
eine Staatsmodernisierung einbeziehen.
Liebe Leserin, lieber Leser,
die CDU/FDP-Regierungskoalition sieht ihre sogenann-
te „Staatsmodernisierung“ als Arbeitsschwerpunkt. 
2012  beschlossen CDU und FDP als Kernstück dazu das 
„Standortegesetz“ im Landtag. Und zwar bewusst ohne 
Schätzung der entstehenden Kosten - obwohl das Arti-
kel 97 unserer sächsischen Verfassung vorschreibt. 
Die Zahl der Amtsgerichte, Finanzämter, Polizeireviere 
und weiterer Behörden wird stark verringert und an die 
neuen Kreise angepasst. Die bisher drei Landesdirekti-
onen fusionieren zu einer zentralen Landesdirektion mit 
Sitz in Chemnitz sowie Außenstellen in Dresden und 
Leipzig. Weitere Behörden sollen - fachlich unbegrün-
det - in den kommenden Jahren an andere Standorte 
umziehen: u.a. der Sächsische Rechnungshof von Leip-
zig nach Döbeln und die Sächsische Aufbaubank von 
Dresden nach Leipzig. Dabei entstehen zusätzliche Ko-
sten. Dieses Geld brauchen wir in Sachsen dringender 
für Lehrerinnen und Lehrer sowie Polizistinnen und Po-
lizisten. 
Angeblich wollen CDU und FDP Geld sparen, benachtei-
ligte Regionen stärken und die sächsische Verwaltung 
„zukunftsfähig“ machen. Parallel will die Staatsregie-
rung in der sächsischen Verwaltung ca. 17.000 Stellen 
streichen. Dabei hat sie bis heute keinen Ansatz für ein 
kluges und durchfinanziertes Personalkonzept, das aus 
dem „Lehrerdilemma“ die richtigen Schlüsse zieht. 
Die GRÜNE-Landtagsfraktion hat das Standortegesetz 
abgelehnt. Es ist ein schlechter und nicht durchgerech-
neter Ersatz für eigentlich notwendige Reformen. Wir 
befürchten, dass unter dem Deckmantel der „Staatsmo-
dernisierung“ Bürgerrechte und Mitbestimmungsmög-
lichkeiten nach der Kreis- und Verwaltungsreform noch 
weiter beschnitten werden. Die Fusion der Mittelbehör-
den zu einer Landesdirektion in Chemnitz zeigt zudem, 
dass die Regierung auf noch mehr Zentralisierung setzt.
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Keine Kosteneinsparungen zu erwarten
Die GRÜNE-Landtagsfraktion hat nachgefragt. In der Ant-
wort auf unsere Große Anfrage zum Standortkonzept wird 
deutlich:
• Durch das Standortkonzept selbst sind keine erheblichen 
Kosteneinsparungen zu erwarten. Im Gegenteil: die Behörde-
numzüge und Zusammenlegungen kosten mindestens 310 
Mio. Euro und diese Kosten sind deutlich zu gering geschätzt.
• Die Staatsregierung hat keine Kosten-Nutzen-Abwägung 
und Folgekostenbetrachtung für die neuen Standorte vor-
genommen. Sie weiß also gar nicht, ob sie wirklich Kosten 
spart. 
• Dem Freistaat Sachsen droht wegen des geplanten Stellen-
abbaus eine drastische Überalterung der öffentlichen Ver-
waltung. Konzepte, wie die anfallende Arbeit mit so viel 
weniger Personal erledigt werden soll, fehlen.
Auf Basis der Antworten haben wir im Landtag Vorschläge 
für ein Personalkonzept und zur Einsparung  von Kosten 
für die Unterbringung der sächsischen Verwaltung einge-
reicht. Beides fand Zustimmung in der Öffentlichkeit und 
von Sachverständigen, wurde aber von CDU und FDP ab-
gelehnt.
Staatsmodernisierung - GRÜN gedacht:
1. Ein moderner Staat muss Bürgernähe und Transpa-
renz mit einer effektiven und kostensparenden Ver-
waltung verbinden!
Unsere Forderungen: 
• erweiterte und elektronische Akteneinsicht für Bürge-
rinnen und Bürger sowie Unternehmen
• ein umfassendes Informationsrecht für Bürgerinnen 
und Bürger zu allen Belangen der Verwaltung
• wirksame Vorkehrungen gegen Korruption
• für alle Bürgerinnen und Bürger einfach zu errei-
chende Verwaltungseinheiten
• Verbesserung des Widerspruchsverfahrens
2. Eine moderne Polizei und transparente Polizei-
arbeit gehört zu einem modernen Staat.
Unsere Forderungen:
• Polizeibeamtinnen und -beamte tragen Namensschilder
• Festlegung von Interventionszeiten bei Blaulichtein-
sätzen – damit sich Bürgerinnen und Bürger im Ernstfall 
auf ein schnelles Eintreffen vor Ort verlassen können 
• eine unabhängige Polizeikommission prüft polizeiliche 
Maßnahmen und Beschwerden von betroffenen Bürge-
rinnen und Bürgern
3. Eine effiziente Verwaltung setzt zuallererst ver-
waltungsinterne Optimierungsprozesse bei der 
Aufgabenerfüllung voraus. Denn: Ein Standort-
konzept ersetzt 17.000 Bedienstete nicht!
Unsere Forderung:
• Einleitung einer umfassenden Analyse der durch Ver-
waltung zu erledigenden Aufgaben und das dafür be-
nötigte Personal (Aufgabenkritik) als Grundlage für die 
Errichtung effizienter Verwaltungsstrukturen
Quelle: Pressekonferenz der Staatsregierung, 31.5.2011
